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1. Instanz

Aktenzeichen S 31 RA 983/01
Datum 05.09.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 R 4230/02
Datum 14.09.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 5. September
2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1946 geborene KlÃ¤gerin hat nach einer abgebrochenen Schneiderlehre 1970
die GesellenprÃ¼fung als Theatermalerin und 1975 eine PrÃ¼fung als
Theaterplastikerin abgelegt. AnschlieÃ�end war die KlÃ¤gerin arbeitslos und
freiberuflich tÃ¤tig. Seit 1978 ist sie in Vollzeit bei der L.-UniversitÃ¤t M. (L.)
sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Ihr tÃ¤glicher Arbeitsweg, den sie mit
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln zurÃ¼cklegt, betrÃ¤gt einfach 60 km.

Ab Dezember 1998 wurde die KlÃ¤gerin als Telefonistin und im Pfortendienst
eingesetzt. Dazu gehÃ¶rte die Betreuung einer Telefonanlage mit insgesamt 40

                             1 / 13



 

Hauptstellen und 650 Nebenleitungen, eine automatische Stammdatenpflege, die
Vergabe und Verwaltung von personenbezogenen Code- und Projektnummern, die
Erstellung und Aktualisierung der umfangreichen Instituts-Telefonlisten, die
Auskunftserteilung, das Kassieren privater TelefongebÃ¼hren, die Post- und
Paketfeinverteilung fÃ¼r das GebÃ¤ude S.straÃ�e sowie fÃ¼r weitere 12
Nutzergruppen, die Ausgabe von Praktikumsscheinen, der Verkauf von
Seminarunterlagen, die Fundsachenverwaltung und die Betreuung der Instituts-
Informationstafeln (Arbeitgeberauskunft vom 10. Juni 2003). Ab Januar 2002
entfielen durch die EinfÃ¼hrung eines neuen GebÃ¼hren-Erfassungsprogramms die
Arbeiten mit dem Computer und ab 30. Juni 2004 mit Anschluss an eine zentrale
Telefonanlage die Betreuung der Telefonanlage (Arbeitgeberauskunft vom 14.
Februar 2005 und 23. Februar 2005). Der KlÃ¤gerin obliegt seither die
Fundsachenverwaltung, die Auskunftserteilung, die Postverteilung, das
Postvertragen sowie das Einsortieren von Loseblattsammlungen.

Bei der KlÃ¤gerin wurde bereits 1985 labortechnisch das Antigen HLA-B27
(Subtypus 2702) festgestellt und die Diagnose Morbus Bechterew gestellt. Nach
zwischenzeitlicher wesentlicher Besserung der damals geklagten
RÃ¼ckenbeschwerden gab die KlÃ¤gerin ab 1999 erneut SchmerzzustÃ¤nde im
RÃ¼ckenbereich an und beantragte am 16. Februar 2000 bei der Beklagten die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die Beklagte holte ein Gutachten der OrthopÃ¤din und Sozialmedizinerin Dr. K.
(vom 12. Mai 2000) ein. Diese diagnostizierte bei der KlÃ¤gerin ein thorakales
Schmerzsyndrom bei Teilfixation, ein costotransversales Facettensyndrom, eine
Arthralgie des linken Handgelenks sowie eine FuÃ�fehlform beidseits ohne
relevante FunktionseinschrÃ¤nkung. Insgesamt seien keine relevanten, Ã¼ber die
Altersnorm hinausgehenden VerÃ¤nderungen, insbesondere keine
bechterewtypischen VerÃ¤nderungen, festzustellen. Schmerzen in der
BrustwirbelsÃ¤ule wÃ¼rden Ã¼berwiegend durch eine Teilfixation in deutlicher
Fehlhaltung hervorgerufen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch vollschichtig leichte und
zeitweise mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten mit der MÃ¶glichkeit des
Wechsels der KÃ¶rperpositionierung ohne stÃ¤ndige Zwangshaltung, insbesondere
ohne Ã�berkopfarbeit oder Arbeiten in vorgeneigter KÃ¶rperhaltung, und ohne
stÃ¤ndiges Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 15 kg verrichten. Die derzeitige
TÃ¤tigkeit als PfÃ¶rtnerin sei hierunter in geradezu idealer Weise zu subsumieren.

Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag vom 16. Februar 2000 ab
(Bescheid vom 31. Mai 2000). Da die KlÃ¤gerin im bisherigen Berufsbereich noch
vollschichtig tÃ¤tig sein kÃ¶nne, liege keine Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit vor.

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch insbesondere mit der BegrÃ¼ndung, sie
habe mit groÃ�em persÃ¶nlichen Einsatz (Anpassung der Lebensweise, gezielte
Gymnastik, Immunisierung) versucht, das schnelle Fortschreiten ihrer Bechterew-
Krankheit einzugrenzen. In unertrÃ¤glichen Schmerzphasen sei die Einnahme nicht-
steroidaler Antirheumatika unerlÃ¤sslich, die jedoch erhebliche Nebenwirkungen
hÃ¤tten. Dazu kÃ¤men in diesem Zustand psychische StÃ¶rungen, oft verbunden
mit Depressionen. AuÃ�erdem wies sie auf eine GÃ¼rtelrose, Krampfadern und
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Schmerzen im linken Handgelenk sowie TaubheitsgefÃ¼hle in den HÃ¤nden hin.

Im August 2000 erfolgte eine Arthroskopie des linken Handgelenks sowie vom 4.
Januar bis 25. Januar 2001 eine von der Beklagten bewilligte stationÃ¤re
medizinische (internistisch-rheumatologische) RehabilitationsmaÃ�nahme wegen
einer seit 20 Jahren bekannten Spondylitis ankylosans (Morbus Bechterew),
Arthrose radio carpal links und psychovegetativer ErschÃ¶pfung. Die KlÃ¤gerin gab
wÃ¤hrend der MaÃ�nahme Ã¼berdurchschnittliche psychische und soziale
Belastungen im Berufsleben an, insbesondere im Umgang mit Vorgesetzten.
Relevante orthopÃ¤dische FunktionsstÃ¶rungen der WirbelsÃ¤ule und der Gelenke
bestanden bis auf einen eingeschrÃ¤nkten lumbalen Schober (bei FBA 0) nicht. Die
Entlassung erfolgte als arbeitsfÃ¤hig. Im Entlassungsbericht wird darauf
hingewiesen, dass bisher keine regelmÃ¤Ã�ige medikamentÃ¶se Schmerztherapie
erforderlich gewesen sei.

Die KlÃ¤gerin gab dazu an, sie habe die stationÃ¤re MaÃ�nahme in einer
verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig schmerzfreien Phase angetreten. Die Beweglichkeit der Arme
sei aber eingeschrÃ¤nkt (fÃ¼r Ã�berkopfarbeiten) und es bestÃ¼nden
Beschwerden an der WirbelsÃ¤ule, im linken Handgelenk und im rechten
Beingelenk.

Die Beklagte wies den Widerspruch zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 26. Juli
2001). Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne ihre bisherige TÃ¤tigkeit noch vollschichtig ausÃ¼ben
und sei daher weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 28. August 2001 (Eingang bei Gericht) beim
Sozialgericht MÃ¼nchen (SG) Klage erhoben mit der BegrÃ¼ndung, die Schwere
ihrer GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen sei nicht erkannt worden. Sie leide an
Schmerzen im linken Handgelenk, im RÃ¼cken, im Oberschenkel und in den
Beinen. In unertrÃ¤glichen Beschwerdephasen mÃ¼sse sie schmerzstillende
Medikamente mit hohen Nebenwirkungen einnehmen, um zwischendurch auch mal
ausschlafen zu kÃ¶nnen. Eine dauerhaft sitzende TÃ¤tigkeit sowie die
Zwangshaltung bei der Arbeit am Computer und an der Telefonanlage sei ihr nicht
mehr mÃ¶glich. AuÃ�erdem sei ihre seelische Belastung nicht berÃ¼cksichtigt
worden.

Das SG hat Befundberichte der orthopÃ¤dischen Klinik M. , der Rheuma-Einheit der
L., des Internisten und Psychotherapeuten Dr. S. sowie des OrthopÃ¤den Dr. H.
eingeholt und die KlÃ¤gerin ambulant durch die OrthopÃ¤din Dr. B. (Gutachten vom
11. Februar 2002) sowie den Neurologen und Psychiater Dr. M. (Gutachten vom 23.
Mai 2002) begutachten lassen.

Dr. B. hat bei der KlÃ¤gerin eine skoliotische Fehlhaltung ohne radikulÃ¤re
Ausfallerscheinungen an den oberen oder unteren ExtremitÃ¤ten, eine radiocarpale
Arthrose am linken Handgelenk, Knick-Senk-SpreizfÃ¼Ã�e bds., einen Zustand nach
Hammerzehen-Operation D. II bds., ein Streckdefizit des Mittelgelenkes beider
kleinen Finger sowie einen Verdacht auf psychovegetative Dysthonie festgestellt.
Der Gesundheitzustand der KlÃ¤gerin sei â�� gemessen an ihrem Alter â��
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auÃ�erordentlich erfreulich. Hinweise auf ein entzÃ¼ndliches Geschehen
bestÃ¼nden wie in den Vorbefunden aus den Jahren 2000 und 2001 nicht. Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch leichte, kurzfristig auch mittelschwere Arbeiten im Gehen,
Stehen und Sitzen ohne Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg, ohne
Ã�berkopfarbeiten und ohne TÃ¤tigkeiten mit stÃ¤ndigem Greifen in kaltes Wasser
verrichten. Die von ihr geschilderte TÃ¤tigkeit bei der L. kÃ¶nne sie ohne Gefahr
fÃ¼r die Restgesundheit ausÃ¼ben.

Dr. M. hat bei der KlÃ¤gerin eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit teils histrionischen,
teils sensitiven ZÃ¼gen und einem Rentenbegehren diagnostiziert. Die bereits
lange vorbestehende PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei einer Therapie nur sehr schlecht
zugÃ¤nglich, bedinge aber keine Arbeits- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Dauer, auch
wenn sie sicherlich das Zusammenleben im beruflichen und privaten Bereich
erheblich erschwere. Anhaltspunkte fÃ¼r ein entzÃ¼ndliches Geschehen lÃ¤gen
weiterhin nicht vor. Von einer massiv beeintrÃ¤chtigenden Schmerzkrankheit sei
nach den Untersuchungsbefunden nicht auszugehen. Die KlÃ¤gerin habe in den
letzten drei Monaten auch keine Schmerzmittel eingenommen.

Die KlÃ¤gerin hat gegen die Beurteilung der SachverstÃ¤ndigen insbesondere
eingewandt, die Diagnose Morbus Bechterew und der psychische und
gesundheitliche Gesamtzustand seien nicht genÃ¼gend berÃ¼cksichtigt worden.
Dass sie Medikamente wegen der starken Nebenwirkungen nur in unvermeidlichen
Schmerzphasen einnehme, bedeute nicht, dass sie ansonsten beschwerdefrei sei.

Dr. B. hat hierzu in einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 5. Juli 2002
ausgefÃ¼hrt, 5% bis 10% der mitteleuropÃ¤ischen BevÃ¶lkerung seien HLA-
B27-positiv. Das Risiko, dass diese Menschen auch an einem Morbus Bechterew
erkrankten, liege bei 1% bis 2% und steige auf 10% bis 20%, wenn eine HLA-
B27-assoziierte Erkrankung bei Verwandten ersten Grades vorliege. Bei der
KlÃ¤gerin lÃ¤gen jedoch weder bechterewtypische VerÃ¤nderungen noch
Anhaltspunkte fÃ¼r eine entzÃ¼ndlich-rheumatisches Geschehen vor.

Die KlÃ¤gerin hat daraufhin einen Befundbericht des Facharztes fÃ¼r
Laboratoriumsmedizin Dr. K. (vom 8. MÃ¤rz 2002) Ã¼bersandt wonach der bei ihr
festgestellte Subtypus HLA-B2702 eine eindeutige Assoziation mit der
ankolysierenden Spondylitis aufweise.

Das SG hat sich der Leistungsbeurteilung der SachverstÃ¤ndigen Dr. B. und Dr. M.
angeschlossen und die Klage abgewiesen (Urteil vom 5. September 2002). Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne ihre derzeit ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit an einer Pforte der L. ohne
Gefahr fÃ¼r ihre Restgesundheit vollschichtig verrichten und sei daher weder
berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig. MaÃ�gebend fÃ¼r die Beurteilung des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens sei dabei nicht die Frage, ob differenzialdiagnostisch ein
Morbus Bechterew vorliege, sondern Art und AusmaÃ� der tatsÃ¤chlichen
FunktionseinschrÃ¤nkungen.

Gegen das ihr am 26. September 2002 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 22.
Oktober 2002 beim Bayerischen Landessozialgericht (LSG) Berufung einlegen und
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vortragen lassen, sie kÃ¶nne nur auf Kosten ihrer Restgesundheit vollschichtig
Arbeiten. Es sei ihr nicht zumutbar, wegen einer vollschichtigen TÃ¤tigkeit auf die
notwendige Krankengymnastik zu verzichten, eine rein sitzende TÃ¤tigkeit
auszuÃ¼ben und dauernd starke Schmerzmittel einzunehmen. Ihre
langanhaltenden und starken SchmerzzustÃ¤nde seien nicht ausreichend
gewÃ¼rdigt worden. Sie leide bereits ein bis zwei Stunden nach Arbeitsbeginn an
RÃ¼ckenschmerzen, die bis zum Nachmittag unertrÃ¤glich wÃ¼rden. Hinzu
kÃ¤men massive schmerzbedingte SchlafstÃ¶rungen und Schmerzen im linken
Handgelenk bei Beanspruchung. Die Schmerzen seien glaubhaft, denn bei der
KlÃ¤gerin seien die Kriterien fÃ¼r die Diagnose Morbus Bechterew erfÃ¼llt. Diese
fÃ¼hrten so hÃ¤ufig zur ArbeitsunfÃ¤higkeit, dass die von der KlÃ¤gerin erbrachte
Arbeitsleistung nicht mehr die Mindestanforderungen erfÃ¼lle, die ein vernÃ¼nftig
denkender Arbeitgeber zu stellen berechtigt sei. Die L. habe die Arbeitsaufgaben
der KlÃ¤gerin krankheitsbedingt eingeschrÃ¤nkt. Sie arbeite nunmehr rein sitzend,
ein hÃ¤ufiger Haltungswechsel sei unmÃ¶glich, weil sie sich nicht vom Telefon
entfernen dÃ¼rfe und der Arbeitsplatz sei weder ergonomisch gestaltet noch frei
von Zugluft. Nach einem Achtstundentag und einem Einsatzweg von einer Stunde
sei die KlÃ¤gerin zu erschÃ¶pft, um die erforderliche Krankengymnastik
durchzufÃ¼hren.

Der Senat hat Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dr. H. , Dr. S. , Dr. O.
(Dermatologin), Dr. U. (FachÃ¤rztin fÃ¼r psychotherapeutische Medizin) und Prof.
Dr. S. (Leiter der Rheuma-Einheit der L.), eine Auskunft der AOK Bayern Ã¼ber
Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ab 1. Januar 2000 (15. bis 27. August
2000 wegen Gelenkarthrose , 12. bis 15. Dezember 2000, , 9. bis 17. August 2001
wegen MeniskusschÃ¤digung und Arthrose, 23. November 2001 bis 25. Januar 2002
wegen (u.a.) Spondylitis ankylosans ohne Bezeichnung der Lokalisation, 12. bis 26.
April, 29. bis 31. Oktober und 3. bis 17. Dezember 2002 dito) sowie
ArbeitgeberauskÃ¼nfte der L. (vom 10. Juni 2003, 14. Februar 2005 und 23.
Februar 2005) eingeholt und die KlÃ¤gerin durch den OrthopÃ¤den Dr. L.
(Gutachten vom 14. April 2003) und die Psychiaterin und Sozialmedizinerin Dr. M.
(Gutachten vom 9. Dezember 2003) sowie auf Antrag der KlÃ¤gerin durch den
Internisten, Rheumathologen und Gastroenterologen Prof. Dr. K. (Gutachten vom
24. September 2004) ambulant begutachten lassen. WÃ¤hrend Dr. L. und Dr. M. die
KlÃ¤gerin fÃ¼r fÃ¤hig erachtet haben, ihre TÃ¤tigkeit bei der L. weiterhin
vollschichtig auszuÃ¼ben, hat Prof. Dr. K. eine zeitliche EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens auf vier bis unter sechs Stunden und eine EinschrÃ¤nkung
der WegefÃ¤higkeit auf 250 m angenommen.

Die KlÃ¤gerin hat ergÃ¤nzend vortragen lassen, sie Ã¼be seit 1. Juli 2004 nur noch
anspruchslose Arbeiten als PfÃ¶rtnerin aus. Eine TÃ¤tigkeit mit wirtschaftlichem
Wert werde kaum mehr erbracht. Die Stelle sei nicht mehr mit einer normalen
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu vergleichen und die KlÃ¤gerin
habe bisher auf Kosten ihrer Restgesundheit gearbeitet. Sie habe sich wegen des
erheblichen Drucks von Vorgesetzten und Kollegen oft in die Arbeit geschleppt und
bei Krankheit Urlaub genommen, um krankheitsbedingte Fehlzeiten so gering wie
mÃ¶glich zu halten. Ihr sei erneut von 22. bis 28 November 2004 sowie vom 3. bis
10. Januar 2005 ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigt worden. Aus der Tatsache, dass die
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KlÃ¤gerin keinen ausreichenden und erholsamen Schlaf finde und aus den
stÃ¤ndigen Schmerzen resultiere ein DauererschÃ¶pfungszustand, der es der
KlÃ¤gerin unmÃ¶glich mache, dauerhaft und regelmÃ¤Ã�ig zu arbeiten. Sie
mÃ¼sse damit rechnen, dass sie bald zum Dauerpflegefall werde, wenn sie weiter
gezwungen sei, zur Arbeit zu gehen.

Der Arbeitgeber hat demgegenÃ¼ber mitgeteilt, die Leistungen der KlÃ¤gerin
entsprÃ¤chen ihrem Entgelt. Sie gelte als vollwertige Arbeitskraft und sei nach
seiner Ansicht durch die von ihr angegebenen Beschwerden bei der AusÃ¼bung
ihrer TÃ¤tigkeiten nicht behindert. Die ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit werde nach
VergÃ¼tungsgruppe BAT VIII mit BewÃ¤hrungsaufstieg in VergÃ¼tungsgruppe BAT
VII vergÃ¼tet. Die Ã�nderungen des Aufgabenbereichs seien durch die
EinfÃ¼hrung eines GebÃ¼hren-Erfassungsprogramms (dadurch entfielen Arbeiten
am Computer) und den Anschluss an eine zentrale Telefonanlage (dadurch entfiel
die Betreuung der Telefonanlage) bedingt.

Die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin beantragt, die Beklagte unter
Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 5. September 2002 und
des Bescheides vom 31. Mai 2000 sowie des Widerspruchsbescheides vom 26. Juli
2001 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin Rente wegen Erwerbsminderung in gesetzlichem
Umfang zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten der Beklagten und des SG beigezogen. Zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten und der Berufungsakte
Bezug genommen

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 31. Mai 2000 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Juli 2001, mit dem es die Beklagte
abgelehnt hat, der KlÃ¤gerin aufgrund ihres Antrags vom 16. Februar 2000 Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zu zahlen. Das SG hat die dagegen
erhobene Klage mit Urteil vom 5. September 2002 zu Recht abgewiesen.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin richtet sich nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VI) in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung (a.F.), da sie den zu
Grunde liegenden Rentenantrag vor dem 3. April 2001 gestellt hat und Rente (auch)
fÃ¼r Zeiten vor dem 1. Januar 2001 begehrt (Â§ 300 Abs. 2 SGB VI i.V.m. Â§ 26 Abs.
3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch â�� SGB X -). Soweit erstmals ein Anspruch
fÃ¼r die Zeit ab 1. Januar 2001 in Betracht kommt, richtet sich dieser nach den
Vorschriften des SGB VI in der ab 1. Januar 2001 geltenden Fassung (n.F.).

Nach Â§ 43 SGB VI (a.F.) haben Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres

                             6 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/300.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/26.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/26.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html


 

Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, wenn sie

1. berufsunfÃ¤hig sind,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der BerufsunfÃ¤higkeit drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der BerufsunfÃ¤higkeit die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Diese Voraussetzungen liegen bei der KlÃ¤gerin nicht vor. Zwar hat sie die
allgemeine Wartezeit (Â§Â§ 50 Abs.1 Satz 1, 51 Abs.1 SGB VI) erfÃ¼llt. Sie ist
jedoch nicht berufsunfÃ¤hig.

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. Zumutbar ist stets eine TÃ¤tigkeit,
fÃ¼r die die Versicherten durch Leistungen zur beruflichen Rehabilitation mit Erfolg
ausgebildet oder umgeschult worden sind. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a.F.).

Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung von BerufsunfÃ¤higkeit ist nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) der "bisherige Beruf", den der
Versicherte ausgeÃ¼bt hat. In der Regel ist dies die letzte, nicht nur
vorÃ¼bergehende versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, von der
auch bei nur kurzfristiger AusÃ¼bung auszugehen ist, wenn sie zugleich die
qualitativ hÃ¶chste im Berufsleben des Versicherten gewesen ist (vgl. BSG SozR
2200 Â§ 1246 Nrn. 130, 164). Kann ein Versicherter seinen bisherigen Beruf nicht
mehr ausÃ¼ben, liegt BerufsunfÃ¤higkeit aber nur dann vor, wenn es nicht
zumindest eine andere berufliche TÃ¤tigkeit gibt, die sozial zumutbar und fÃ¼r ihn
sowohl gesundheitlich als auch fachlich geeignet ist. Die soziale Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit richtet sich nach der Wertigkeit des bisherigen Berufes.

Ist der Versicherte nicht berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI, so liegt
auch keine ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI vor (vgl. BSG Urteil vom 5. April
2001 â�� B 13 RJ 61/00 R -).

Nach dem vom BSG entwickelten Mehrstufenschema ist die KlÃ¤gerin der Gruppe
mit dem Leitberuf des Angelernten (Ausbildungs- oder Anlernzeit von drei bis 24
Monaten) zuzuordnen. Sie hat zwar eine GesellenprÃ¼fung als Theatermalerin und
eine PrÃ¼fung als Theaterplastikerin abgelegt, sich von diesem Beruf aber durch
die Aufnahme ihrer langjÃ¤hrigen TÃ¤tigkeit als Telefonistin, spÃ¤ter Telefonistin
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und PfÃ¶rtnerin, jetzt PfÃ¶rtnerin bei der L. 1978 gelÃ¶st. Gesundheitliche GrÃ¼nde
hierfÃ¼r sind nicht ersichtlich. Die derzeitige TÃ¤tigkeit erfordert nach Auskunft der
L. eine Anlernzeit von drei Monaten und ist tariflich (ohne BewÃ¤hrungsaufstieg) in
die AnlerntÃ¤tigkeiten umfassende (Einstiegs-)Gehaltsgruppe BAT VII eingestuft. Sie
wird derzeit zu 80% sitzend ausgeÃ¼bt, ist nicht mit Stress und Zeitdruck,
Schichtdienst, Nachtdienst, erhÃ¶hter psychischer Belastung, Arbeiten an
BÃ¼romaschinen und Bildschirmen (seit 2002), Zwangshaltung der WirbelsÃ¤ule,
Ã�berkopfarbeit, hÃ¤ufigem BÃ¼cken, hÃ¤ufigem Knien, hÃ¤ufigem
Treppensteigen, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten oder Arbeiten bei NÃ¤sse,
KÃ¤lte, Zugluft und Ã¤hnlichen EinflÃ¼ssen verbunden und erfordert nur in
geringem Umfang ein Heben und Tragen von Lasten (Pakete). Die Arbeitsleistung
entspricht dem Entgelt; die KlÃ¤gerin gilt als vollwertige Arbeitskraft und wird durch
die von ihr angegebenen Beschwerden nach Ansicht der L. nicht in der AusÃ¼bung
der TÃ¤tigkeit behindert. Die Ã�nderungen des Aufgabengebiets waren nicht
gesundheitsbedingt, sondern technisch bedingt.

Die KlÃ¤gerin ist aus medizinischer Sicht auch in der Lage, diese TÃ¤tigkeit ohne
GefÃ¤hrdung ihrer Restgesundheit weiterhin in Vollzeit auszuÃ¼ben. Dies ergibt
sich aus den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. L. und
Dr. M â�¦ Diese haben in Ã�bereinstimmung mit den Feststellungen im
Entlassungsbericht Ã¼ber die vom 4. Januar bis 25. Januar 2001 durchgefÃ¼hrte
stationÃ¤re medizinische (internistisch-rheumatologische)
RehabilitationsmaÃ�nahme und den Feststellungen der Vorgutachter Dr. K. , Dr. B.
und Dr. M. dargelegt, dass die KlÃ¤gerin unabhÃ¤ngig von der Frage, ob aufgrund
der labortechnischen und radiologischen/kernspintomografischen Befunde die
Diagnose eines Morbus Bechterew gestellt werden kann, aufgrund der sowohl in
orthopÃ¤discher als auch in neurologischer und psychiatrischer Hinsicht fehlenden
wesentlichen FunktionseinschrÃ¤nkungen weiterhin vollschichtig leichte Arbeiten
mit der MÃ¶glichkeit des Haltungswechsels verrichtet kann.

Dr. L. hat bei der KlÃ¤gerin sekundÃ¤re VerschleiÃ�verÃ¤nderungen der Kreuz-
Darmbeingelenke bei abortiver Form einer mÃ¶glichen bechterewschen Erkrankung
ohne labortechnisch nachweisbare EntzÃ¼ndungsaktivitÃ¤t, muskulÃ¤re
Reizerscheinungen bei Minimalskoliose der WirbelsÃ¤ule,
KnorpelverschleiÃ�verÃ¤nderungen des linken Handgelenkes und
altersentsprechende VerschleiÃ�verÃ¤nderungen der Fingergelenke ohne
Funktionsdefizit sowie Knick-SenkfÃ¼Ã�e beidseits diagnostiziert. Er hat dazu
ausgefÃ¼hrt, es bestÃ¼nde eine Minderbelastbarkeit der WirbelsÃ¤ule und des
linken Handgelenks. Die Frage, ob bei der KlÃ¤gerin eine bechterewsche
Erkrankung vorliege, kÃ¶nne weitgehend auÃ�er Acht gelassen werden. In erster
Linie sei zu klÃ¤ren, ob und in welchem Umfang funktionelle EinschrÃ¤nkungen
vorlÃ¤gen und in welcher Form sich diese auf die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit
auswirkten. Unter rein funktionellen Gesichtspunkten falle es insofern schwer, bei
der KlÃ¤gerin eine EinschrÃ¤nkung des kÃ¶rperlichen LeistungsvermÃ¶gens
festzustellen. Zu berÃ¼cksichtigen seien sekundÃ¤r-degenerative VerÃ¤nderungen
der Kreuz-Darmbeingelenke, altersentsprechende VerschleiÃ�verÃ¤nderungen der
WirbelsÃ¤ule, des linken Handgelenks und der Fingergelenke mit dem darin
liegenden Krankheitspotenzial. Die Beweglichkeit der WirbelsÃ¤ule sei jedoch

                             8 / 13



 

uneingeschrÃ¤nkt, lediglich der Lenden-Becken-Ã�bergang weise eine
eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit auf. An den unteren ExtremitÃ¤ten bestehe eine
normgerechte freie Beweglichkeit aller Gelenke. Auch die Armgelenke seien frei
beweglich und die Funktionsgriffe seien gut und vollstÃ¤ndig durchzufÃ¼hren. Die
subjektive Schmerzhaftigkeit sei orthopÃ¤disch nur bedingt zu erklÃ¤ren. Sicherlich
bestÃ¼nden muskulÃ¤re Reizerscheinungen an der WirbelsÃ¤ule, sekundÃ¤r-
arthrotische VerÃ¤nderungen der Kreuz-Darmbeingelenke sowie im Anfangsstadium
befindliche VerschleiÃ�verÃ¤nderungen der Fingermittelgelenke sowie ein
Knorpelschaden im linken Handgelenk. Nach den aktuell vorliegenden
Laborbefunden bestÃ¼nden aber keine VerÃ¤nderungen, die eine
EntzÃ¼ndungsaktivitÃ¤t beweisen wÃ¼rden.

Dr. L. hat davon ausgehend schlÃ¼ssig dargelegt, dass die KlÃ¤gerin noch
vollschichtig leichte TÃ¤tigkeiten unter den Ã¼blichen Bedingungen eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses verrichten kann. Schwere und stÃ¤ndig mittelschwere
TÃ¤tigkeiten, insbesondere mit hÃ¤ufigem Heben und Tragen von Lasten, in
gebÃ¼ckter oder sonstiger kÃ¶rperlicher Zwangshaltung, in Haltungs- und
Bewegungskonstanz, mit besonderer Belastung des linken Handgelenks, unter
ungÃ¼nstigen raumklimatischen VerhÃ¤ltnissen wie NÃ¤sse, KÃ¤lte und Zugluft
sowie mit besonderen Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit sind der
KlÃ¤gerin nicht mehr zumutbar. Ihre WegefÃ¤higkeit ist nicht eingeschrÃ¤nkt.
ZusammenhÃ¤ngende Wegstrecken von 2000 m zu FuÃ� sind ihr mÃ¶glich.

Dr. M. hat bei der KlÃ¤gerin eine Dysthymie, eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit
histrionischen, anankastischen und sensitiven ZÃ¼gen sowie ein chronisches
Schmerzsyndrom bei degenerativen WirbelsÃ¤ulen- und GelenkverÃ¤nderungen
diagnostiziert und ausgefÃ¼hrt, die neurologische Untersuchung habe bis auf eine
Hyperhydrosis als Zeichen vegetativer LabilitÃ¤t einen regelrechten Befund
ergeben. Psychopathologisch erscheine die KlÃ¤gerin leichtgradig auffÃ¤llig durch
eine wortreiche, weitschweifige und etwas sprunghafte Berichterstattung. Sie wirke
leicht irritierbar und ablenkbar, so dass davon auszugehen sei, dass
KonzentrationsstÃ¶rungen vorlÃ¤gen. Ansonsten fÃ¤nden sich aber keine Hinweise
fÃ¼r mnestische BeeintrÃ¤chtigungen, insbesondere keine BeeintrÃ¤chtigungen
des Kurz- und LangzeitgedÃ¤chtnisses oder der Aufmerksamkeit. Die Stimmung sei
leichtgradig gedrÃ¼ckt, gelegentlich dysphorisch getÃ¶nt. Die affektive
SchwingungsfÃ¤higkeit sei ausreichend, Psychomotorik und Antrieb seien normal
lebhaft. Es fÃ¤nden sich keine Zeichen einer Psychose, eines organischen
Psychosyndroms oder eines Suchtleidens. Die testpsychologische Untersuchung
weise auf eine klinisch auffÃ¤llige depressive StÃ¶rung hin. Diagnostisch handle es
sich in erster Linie um eine Dysthymie im Sinne einer chronisch depressiven
Entwicklung bei schwierigem biografischen und sozialen Hintergrund
(Verunsicherung bezÃ¼glich ihrer eigenen IdentitÃ¤t bei fehlendem Vater,
Partnerlosigkeit, Kinderlosigkeit, zeitweilige Arbeitsplatzkonflikte, derzeit fehlende
MÃ¶glichkeit, ihre KreativitÃ¤t durch Malen auszuleben). Der im Zusammenhang
damit auftretende depressive Affekt sei aber nur leichtgradig ausgeprÃ¤gt und trete
nur an einzelnen Tagen auf. Eine durchgÃ¤ngige belangvolle, insbesondere
behandlungsbedÃ¼rftige depressive StÃ¶rung liege nicht vor.
Krankheitsunterhaltend spiele eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit histrionischen,
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anankastischen und sensitiven ZÃ¼gen eine Rolle. Die akzentuierten
PersÃ¶nlichkeitszÃ¼ge trÃ¼gen dazu bei, dass die KlÃ¤gerin die chronischen
Schmerzen von Seiten der WirbelsÃ¤ule nur erschwert verarbeiten kÃ¶nne. Durch
die wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngigen Schmerzen und gelenkabhÃ¤ngigen Schmerzen sei
die KlÃ¤gerin in ihrer LebensqualitÃ¤t beeintrÃ¤chtigt und fÃ¼hle sich am
Arbeitsplatz nicht mehr ausreichend belastbar. Dabei mÃ¼ssten aber auch
involutive Faktoren, d.h. ein allgemeines Nachlassen der LeistungsfÃ¤higkeit mit
zunehmendem Alter, berÃ¼cksichtigt werden. Die Schmerzen hÃ¤tten bei der
KlÃ¤gerin nicht zu wesentlichen EinschrÃ¤nkungen ihrer HandlungsspielrÃ¤ume und
der Freizeitgestaltung gefÃ¼hrt. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne trotz Vollzeitarbeit ihren
Haushalt bewÃ¤ltigen und finde noch Kraft fÃ¼r kleinere sportliche AktivitÃ¤ten wie
Radfahren, Schwimmen und SpaziergÃ¤nge. Ein soziales RÃ¼ckzugsverhalten
bestehe nicht. Gegen eine schwergradige ausgeprÃ¤gte Schmerzkrankheit spreche
auch, dass die KlÃ¤gerin nicht Ã¼bermÃ¤Ã�ig hÃ¤ufig Ã�rzte aufsuche und keine
Forderung nach invasiver Diagnostik bestehe. Die PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei
nicht so ausgeprÃ¤gt, dass sie eine EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit
bedinge. Auch in Schwellensituationen des Lebens sei keine psychische
Dekompensation aufgetreten. Psychotherapeutische BehandlungsmaÃ�nahmen
seien sinnvoll, um besser mit dem Schmerz umzugehen. Die zur VerfÃ¼gung
stehenden therapeutischen MÃ¶glichkeiten seien aber bei weitem noch nicht
ausgeschÃ¶pft. Die PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei aufgrund tiefer Verwurzelung
therapeutisch eher schwer anzugehen. Insgesamt sei die KlÃ¤gerin auf
psychiatrischem Fachgebiet in ihrer psychischen, nervlichen und kÃ¶rperlichen
Belastbarkeit nur leichtgradig eingeschrÃ¤nkt. Bei zumutbarer Willensanstrengung
kÃ¶nne sie ihre bisherige TÃ¤tigkeit weiterhin vollschichtig verrichten.

ErgÃ¤nzend dazu hat Dr. M. in einer Stellungnahme vom 24. MÃ¤rz 2004 u.a.
ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin sei nach eigenen Angaben im Jahr 2003 keinen Tag
krankgeschrieben gewesen. Es sei durchaus glaubhaft, dass der KlÃ¤gerin die
vollschichtige TÃ¤tigkeit wegen ihrer RÃ¼ckenbeschwerden zum Teil schwer
gefallen sei und sie sich "in die Arbeit schleppen musste". Tatsache sei aber, dass
keine Krankschreibungen erfolgt seien, woraus geschlossen werden kÃ¶nne, dass
bei der KlÃ¤gerin in gesundheitlicher Hinsicht Ressourcen vorlÃ¤gen, um
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten abzuwenden. Die Alltags- und Freizeitgestaltung der
KlÃ¤gerin werde durch die chronische Schmerzsymptomatik nach ihren
anamnestischen Angaben nicht gravierend beeintrÃ¤chtigt. Es bestehe weder in
kognitiver Hinsicht eine EinschrÃ¤nkung, noch bestehe bei der KlÃ¤gerin eine
kÃ¶rperliche Schonhaltung. Es fÃ¤nden sich auch keine Zentralsymptome einer
Depression, insbesondere keine Antriebshemmung, keine psychomotorische
Verlangsamung, keine depressiven DenkstÃ¶rungen, keine depressiven Phasen
oder tageszeitlich abhÃ¤ngigen Stimmungsschwankungen. Das verminderte
Selbstwerterleben der KlÃ¤gerin resultiere aus dem problematischen biografischen
Hintergrund und sei nicht per se ein Symptom einer Depression.

Dr. M. kommt danach zu dem Ã¼berzeugenden Ergebnis, dass die TÃ¤tigkeit im
Pfortendienst fÃ¼r die KlÃ¤gerin nach der Arbeitsplatzbeschreibung der L. sogar
besonders geeignet ist. Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt kÃ¶nnte sie noch leichte
bis mittelschwere Arbeiten ohne besondere Anforderungen an die nervliche
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Belastbarkeit, ohne besonderen Zeitdruck, ohne Nachtschicht oder Wechselschicht
sowie ohne schweres Heben und Tragen vollschichtig verrichten.

DemgegenÃ¼ber kann die Leistungsbeurteilung des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. K.
, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne bereits seit Antragstellung nur noch vier bis unter sechs
Stunden tÃ¤glich leichte Arbeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung ohne schweres
Heben und Tragen, ohne Arbeiten im BÃ¼cken, ohne Akkord und ohne
Zwangshaltung verrichten und nur noch Wege von weniger als 500 m
(wahrscheinlich nur 250 m) in angemessener Geschwindigkeit zu FuÃ�
zurÃ¼cklegen, nicht Ã¼berzeugen. Dieser hat bei der KlÃ¤gerin zwar umfangreiche
Diagnosen erhoben (Spondylitis ankylosans mit beidseits ankylosierten
Iliosacralgelenken ohne Hinweis fÃ¼r entzÃ¼ndliche VerÃ¤nderungen der
WirbelsÃ¤ule mit positivem HLA-B 27-TrÃ¤gerstatus, ein degeneratives
BrustwirbelsÃ¤ulensyndrom mit AbstÃ¼tzreaktionen rechtseitig mit osteophytÃ¤ren
Randkantenausziehung, ohne Nachweis von Parasyndesmophyten oder
Syndesmophyten, mit vermehrter Brustkyphose und mit paravertebralen
Myogelosen, degeneratives LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom mit Osteochondrose und
Spondylarthrose, insbesondere L4/5 und L5/S1, kernspintomografisch
nachgewiesenen Bandscheibenprotrusionen L4/5 und L5/S1 bei skoliotischer
Fehlhaltung mit myofaszialem Schmerzsyndrom, Zervikothorakales, myofasziales
Schmerzsyndrom bei HalswirbelsÃ¤ulenfehlstellung und chronischer muskulÃ¤rer
Ã�berbelastung, Radiokarpalarthrose links bei Zustand nach diagnostischer
Arthroskopie, medikamentÃ¶s behandelte HypercholoesterinÃ¤mie, Doppelniere
links, Erweiterung des Ductus hepatocholedochus mit Verdacht auf
extrahepatisches Abflusshindernis sowie chronisches Schmerzsyndrom bei
jahrzehntelanger symptomatischer Sakroiliitis im Rahmen einer Spondylitis
ankylosans â�� Gerbershagen III bis IV -) und ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin leide
unbestritten seit mehr als zwei Jahrzehnten an chronischen RÃ¼ckenschmerzen mit
FunktionseinschrÃ¤nkungen. Seine AusfÃ¼hrungen gelten aber im Wesentlichen
der Frage, ob bei der KlÃ¤gerin die Diagnose einer Spondylitis ankylosans gestellt
werden kann. Er bejaht dies im Hinblick auf die bereits in den Vorgutachten
festgestellte VerÃ¤nderung der Iliosacralgelenke und den kernspintomografischen
Befund eines â�� teilweise als diskret bezeichneten â�� entzÃ¼ndlichen Prozesses
an diesen Gelenken. Ob dies zutreffend ist, erscheint zumindest zweifelhaft. So hat
Prof. Dr. S. als Leiter der Rheumaeinheit der L. dem Senat im MÃ¤rz 2003 mitgeteilt,
die KlÃ¤gerin habe sich nach einem Behandlungsintervall von Januar bis Juni 2000
erst am 3. Januar 2003 mit der Bitte um ein Gegengutachten erneut vorgestellt.
Nach den geltenden Kriterien kÃ¶nne die Diagnose Morbus Bechterew aber nicht
gestellt werden. Die Beweglichkeit von Thorax und WirbelsÃ¤ule sei
altersentsprechend gut und die Befunde hÃ¤tten sich gegenÃ¼ber dem Juni 2000
nicht verschlechtert. Eventuell liege eine Abortivform dieser Erkrankung vor.
ArbeitsunfÃ¤higkeit habe seiner Ansicht nach zu keiner Zeit bestanden. In einer von
der KlÃ¤gerin veranlaÃ�ten Stellungnahme vom 30. Mai 2003 hat Prof. Dr. K. als
zwischenzeitlicher kommissarischer Leiter der Rheumaeinheit dagegen mitgeteilt,
die Diagnosekriterien fÃ¼r einen Morbus Bechterew seien erfÃ¼llt. Es sei bekannt,
dass Patienten mit dieser Diagnose hÃ¤ufiger arbeitsunfÃ¤hig und vorzeitige FÃ¤lle
von ErwerbsunfÃ¤higkeit mÃ¶glich seien. Andererseits wird in einem Arztbrief der
Schmerzambulanz der L. vom 23. Mai 2003 die Diagnose eines abortiven Morbus
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Bechterew nur als (auswÃ¤rtige) Nebendiagnose aufgefÃ¼hrt. Im Vordergrund
standen eine muskulÃ¤re Dysbalance der HalswirbelsÃ¤ule und
LendenwirbelsÃ¤ule, psychologische Faktoren und eine mittelgradige depressive
Episode.

Die Frage der zutreffenden Diagnose kann aber dahinstehen. MaÃ�gebend fÃ¼r die
Leistungsbeurteilung ist im Rentenrecht die aus der Erkrankung resultierende
tatsÃ¤chliche LeistungseinschrÃ¤nkung. Die Angabe des SachverstÃ¤ndigen Prof.
Dr. K. , aufgrund erheblicher FunktionseinschrÃ¤nkungen der WirbelsÃ¤ule sei der
KlÃ¤gerin nur noch eine unter sechsstÃ¼ndige TÃ¤tigkeit mÃ¶glich, ist jedoch
durch die von ihm erhobenen objektiven Befunde nicht zu begrÃ¼nden. Bei keiner
ambulanten Begutachtung konnten an der WirbelsÃ¤ule der KlÃ¤gerin oder an den
Gelenken EinschrÃ¤nkungen der Beweglichkeit festgestellt werden die geeignet
wÃ¤ren, das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin zu beschrÃ¤nken.
Insbesondere weist die WirbelsÃ¤ule der KlÃ¤gerin â�� auch bei der letzten
Untersuchung durch Prof. Dr. K. â�� eine altersgerechte Beweglichkeit auf. Auch
hinsichtlich der oberen und unteren ExtremitÃ¤ten sind keine nennenswerten
Funktionsdefizite dokumentiert. Die AusfÃ¼hrlichkeit der von ihm genannten
Diagnosen kann nicht darÃ¼ber hinwegtÃ¤uschen, dass diese bislang ohne
nennenswerte Auswirkung auf die WirbelsÃ¤ulen- und Gelenkfunktionen sind. Dabei
ist zu berÃ¼cksichtigen, dass angesichts des Alters der KlÃ¤gerin eine in allen
QualitÃ¤ten vÃ¶llig freie Funktion der WirbelsÃ¤ule nicht erwartet werden kann.
Auffallend ist auch, dass der SachverstÃ¤ndige lediglich ausfÃ¼hrt, es sei von
FunktionseinschrÃ¤nkungen auszugehen, diese aber nicht unter Angabe
entsprechender Befunde, insbesondere Messungen nach der Neutral-0-Methode,
konkret benennt.

Ob der Umbauvorgang an den Iliosacralgelenken auf ein jahre- oder
jahrzehntelanges entzÃ¼ndliches Geschehen schlieÃ�en lÃ¤sst, wÃ¤hrend alle
bekannten Untersuchungen seit dem Jahr 2000 keinen Hinweis auf einen stÃ¤rkeren
entzÃ¼ndlichen Prozess ergaben, bedarf ebenfalls keiner nÃ¤heren ErÃ¶rterung.
Der kernspintomografische Befund mag entzÃ¼ndliche VerÃ¤nderungen an den
Iliosacralgelenke belegen und eine ErklÃ¤rung fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin
empfundenen RÃ¼ckenschmerzen bilden. Das mÃ¶glicherweise darauf beruhende
chronische Schmerzsyndrom hat jedoch seinerseits noch keine leistungsmindernde
Bedeutung erlangt. Die SachverstÃ¤ndige Dr. M. hat â�� auch in Erwiderung auf
Einwendungen der KlÃ¤gerin â�� ausfÃ¼hrlich dargelegt, dass das bestehende
Schmerzsyndrom bisher zu keiner wesentlichen- sicherlich vorhandene psychische
BeeintrÃ¤chtigung der KlÃ¤gerin durch ihr Schmerzerleben noch kein AusmaÃ�
erreicht hat, das die Annahme einer zeitlichen LeistungseinschrÃ¤nkung
rechtfertigen kÃ¶nnte. Auch Prof. Dr. K. fÃ¼hrt in seinem Gutachten keine Befunde
auf, die die AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. M. widerlegen und Zweifel
an ihrer fachÃ¤rztlichen LeistungseinschÃ¤tzung begrÃ¼nden wÃ¼rden. Die
allgemeinen AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen, die Entwicklung eines
verselbstÃ¤ndigten chronifizierten Schmerzsyndroms entspreche der klinischen
Erfahrung, geben keine objektiven Anhaltspunkte fÃ¼r Art und Umfang des bei der
KlÃ¤gerin konkret bestehenden Schmerzsyndroms und dessen Auswirkungen auf ihr
berufliches LeistungsvermÃ¶gen.
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Nicht nachvollziehbar ist schlieÃ�lich die Annahme einer von der KlÃ¤gerin selbst
weder bei der Begutachtung durch Prof. Dr. K. noch bei den Vorbegutachtungen
angegebenen eingeschrÃ¤nkten WegefÃ¤higkeit. Auch hierzu werden von Prof. Dr.
K. keinerlei objektive Befunde angegeben, aus denen sich eine wesentliche â��
degenerative oder schmerzbedingte â�� FunktonseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule
und/oder der unteren ExtremitÃ¤ten ergibt, die die Annahme einer
eingeschrÃ¤nkten WegefÃ¤higkeit â�� abweichend von der Beurteilung der
fachorthopÃ¤dischen Vorgutachter â�� begrÃ¼nden kÃ¶nnte. Die Beurteilung des
SachverstÃ¤ndigen wird im Ã�brigen schon dadurch widerlegt, dass die KlÃ¤gerin
tatsÃ¤chlich seit Jahren tÃ¤glich mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln einen Arbeitsweg
von 60 km einfach zurÃ¼cklegt.

Auch die Einwendungen der KlÃ¤gerin, ihre geleistete Arbeit habe praktisch keinen
wirtschaftlichen Wert und ihre Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit seien dem
Arbeitgeber nicht zuzumuten, wird durch die bereits zitierten
ArbeitgeberauskÃ¼nften der L., nach denen die KlÃ¤gerin als vollwertige
Arbeitskraft angesehen wird, widerlegt. Es liegen seit dem Jahr 2000 auch keine
hÃ¤ufigen oder langandauernden Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit vor, die dieser
EinschÃ¤tzung widersprechen wÃ¼rden.

Da die KlÃ¤gerin ihre derzeitige VollzeittÃ¤tigkeit weiterhin vollschichtig und ohne
Gefahr fÃ¼r ihre Restgesundheit verrichten kann, liegt weder BerufsunfÃ¤higkeit
noch ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne der Â§Â§ 43 Abs. 2, 44 Abs. 2 SGB VI a.F. vor.
Damit ist auch eine teilweise oder volle Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 1 S. 2, Abs. 2
S. 2 SGB VI n.F.) oder eine teilweise Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit (Â§
240 Abs. 2 SGB VI n.F.), die ein nur unter 6-stÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen
voraussetzen, ausgeschlossen.

Die Kostenentscheidung nach Â§ 193 SGG beruht auf der ErwÃ¤gung, dass die
KlÃ¤gerin mit ihrem Klagebegehren auch im Berufungsverfahren erfolglos geblieben
ist.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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